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«Intransparenz wäre gefährlich»

Sven Bradke, John F. Kennedy sagte: «Die beste 
Möglichkeit, sich umfassend über ein Thema zu 
informieren, ist es, alle beteiligten Lobbyisten an-
zuhören.» Das gefällt Ihnen, weil…
…es begrüssenswert ist, wenn Politiker nicht vor-
gefasste Meinungen haben, sondern sich erst einen 
Überblick verschaffen. Faire Gesetzgebung setzt vo-
raus, alle Akteure anzuhören.

Haben Lobbyisten gar eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe in demokratischen Prozessen?
Klar! Das Lobbyieren hört erst am Abstimmungs-
termin auf. Dann entscheidet das Volk, was für die 
Mehrheit besser ist. 

Trotzdem haben Lobbyisten ein Imageproblem: 
Viele denken, das sei ein anrüchiges Geschäft. 
Weshalb?
Auch Politiker wissen nicht alles; oft geht es um kom-
plexe Materien. Ein offenes Ohr und Kontakte zu In-
teressengruppen sind deshalb wichtig. Das Image des 
Lobbyings ist schlecht, weil viele davon ausgehen, es 
spiele sich alles hinter verschlossenen Türen ab. Die-
ses Bild ist aber unzutreffend: In der Schweiz beginnt 
die Gesetzgebung mit einer offiziellen Vernehmlas-
sung zu einem Gesetzesentwurf. Dabei können sich 
alle Gruppierungen einbringen. Das ist bereits Teil 
des Lobbyings. In der Regel geht danach eine revi-
dierte Vorlage vom Bundesrat ans Parlament. Dort 
versuchen dann die Ratsmitglieder, ein «Päckchen» 
zu schnüren, das notfalls auch vor dem Volk stand-
hält – falls ein Referendum ergriffen werden sollte. So 
kommt es zu «austarierten» Kompromissen. Politiker 
und Lobbyisten beeinflussen sich gegenseitig: Erstere 
wollen Gesetze, die vor dem Volk eine Chance haben, 
und Letztere möchten ihre Ideen umgesetzt sehen. 

In der Kasachstan-Affäre haben auch PR-Leu-
te keine gute Falle gemacht. Haben Sie eine Art 
 Berufsethik?

Selbstverständlich, seit unserer Firmengründung 
besprechen Peter Weigelt und ich jedes politische 
Mandat, bevor wir unsere Unterstützung anbieten. 
Wir setzen uns so ethische Grenzen. Die Kasachstan-
Affäre ging mehr als zu weit.

Immer wieder kommt die Forderung nach weni-
ger Lobbyisten. Stimmen Sie ihr zu oder gibt es so 
 etwas wie ein Zugangsrecht zu den Regierenden?
Journalisten «lobbyieren» mit ihren Stellungnah-
men. Auch Lehrer sind im Unterricht nicht immer 
wertfrei. Selbst wenn Sie versuchen, so neutral wie 
möglich zu unterrichten, fliessen dennoch Wertur-
teile mit ein. Wir alle sind letztlich Lobbyisten. In ei-
ner offenen, pluralistischen Gesellschaft können sich 
Werte und Meinungen zudem wandeln. Die Anzahl 
Lobbyisten in Bern ist deshalb nebensächlich. Ent-
scheidend ist, wie Werte und Meinungen beeinflusst 
werden – darum geht es!

Politiker sind ja selbst die grössten Lobbyisten…
Darum ist es wichtig zu wissen, wer für wen tätig ist. 
Intransparenz wäre gefährlich. Ich bedauere es bei-
spielsweise sehr, dass in den Gesundheitskommissi-
onen beider Räte kaum mehr Innovationen möglich 
sind: Die Mitglieder unterstehen starken Interes-
senbindungen. Viele vertreten Krankenkassen oder 
Leistungserbringer des Gesundheitswesens. Die 
Diskussion, ob Parlamentarier in Verwaltungsräten 
oder Beiräten von Krankenkassen sitzen dürfen, ist 
deshalb durchaus zulässig. Letztlich ist ja die obli-
gatorische Krankenversicherung staatlich organi-
siert. In Staatsbetrieben wie der Post oder der SBB 
dürfen Parlamentarier auch nicht mehr in den Ver-
waltungsräten sitzen. Die ständigen Kommissionen 
haben das Problem zusätzlich verschärft. Es macht 
für gewisse Interessengruppen durchaus Sinn, ein 
Kommissionsmitglied «einzubinden» – vertritt es 
dann doch vier oder gar acht Jahre lang die eigene 
Politik. 

Bei Lobbying denkt man an die Wandelhalle. Wel-
che anderen Möglichkeiten haben Sie, die Gesetz-
gebung zu beeinflussen? 

Lobbying wird oft kritisch hinterfragt. Dabei wird unterschlagen, dass  
die Rolle der Lobbyisten wichtig ist für das Funktionieren demokratischer 
 Meinungsbildungsprozesse. Dies zeigt ein Gespräch mit Sven Bradke,  
Geschäftsführer und Präsident des Verwaltungsrates der St.Galler Wirtschafts-  
und Kommunikations-Beratungsagentur Mediapolis, über Möglichkeiten 
und Grenzen des Lobbyings.

«In einer offenen, pluralistischen Gesellschaft  
können sich Werte und Meinungen wandeln.»




